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Hannover, den 29.05.2026 
 

 
Stellungnahme der DVPB Niedersachsen zu den Runderlassentwürfen „Die 
Arbeit an der Hauptschule / Realschule / Oberschule“  
 
 
 
Politische Bildung als Kern des Bildungsauftrags  

Der niedersächsische Landesverband der DVPB beurteilt die geplante Vereinfachung 
der optionalen Zusammenlegung der Unterrichtsfächer Politik, Geschichte und 
Erdkunde zu einem Fach „Gesellschaftslehre“ in den Schuljahren 5-8 differenziert. Laut 
den Erlassentwürfen sollen Schulen künftig durch einen Beschluss des 
Schulvorstandes die Möglichkeit dazu erhalten, statt der drei o.g. Einzelfächer das 
integrative Unterrichtsfach „Gesellschaftslehre“ zu erteilen. Entscheidet der 
Schulvorstand entsprechend, sollen die Fachkonferenzen der drei Fächer entscheiden, 
„ob sie nach den fachbezogen-getrennten Kerncurricula oder nach dem jeweiligen 
Kerncurriculum der Integrierten Gesamtschule arbeiten“ (3.3).   
 
Grundsätzlich unterstützt die DVPB Niedersachsen den Ansatz eines starken, 
integrativen Unterrichtsfaches der Politischen Bildung, das von Beginn der 
Sekundarstufe I an erteilt wird. Allerdings warnen wir davor, die Voraussetzungen, die 
ein entsprechendes Fach mit sich bringt, zu unterschätzen. Insbesondere beziehen 
sich unsere Monita auf die im Erlassentwurf vorgesehene Option, das Fach 
„Gesellschaftslehre“ nach den fachbezogen-getrennten Kerncurricula zu unterrichten. 
Ein integratives Unterrichtsfach muss nach einem integrativen Lehrplan unterrichtet 
werden! 
 
Unsere Positionen im Einzelnen:  

- Die DVPB Niedersachsen begrüßt, dass Hauptschulen, Realschulen und 
Oberschulen durch die Novelle die Möglichkeit erhalten, die inakzeptable Lücke 
der Politischen Bildung in den Schuljahrgängen 5 und 6 zu schließen. 

- Integrationsfächer im gesellschaftlichen Lernfeld bedürfen einer integrativen 
Didaktik, die sich konsequent aus dem im niedersächsischen Schulgesetz 
verankerten Bildungsauftrag ableitet. Politische Bildung ist Kern dieses 
Bildungsauftrags! Ein konsequenter Rückbezug auf die Förderung von 
Orientierungs-, Urteils- und Handlungsfähigkeit in der pluralen Demokratie ist 
deshalb für ein Integrationsfach elementar. Das derzeit gültige Kerncurriculum 
„Gesellschaftslehre“ unterliegt einer entsprechenden Didaktik. Bei künftigen 
Weiterentwicklungen dieses Curriculums muss die Wahrung dieses 
didaktischen Grundsatzes gewährleistet werden.  

http://www.dvpb-nds.de/
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- Die Entscheidung zugunsten eines integrativen Unterrichtsfaches 
„Gesellschaftslehre“ sollte nicht damit verbunden werden können, weiterhin 
nach den fachbezogen-getrennten Kerncurricula zu unterrichten. Eine solche 
Option wäre sowohl aus didaktischer als auch aus organisatorischer Sicht 
weder sinnvoll noch praktikabel. Sollte gleichwohl für das Beibehalten dieser 
Möglichkeit votiert werden, so muss das Kerncurriculum für das Unterrichtsfach 
„Politik“ zwingend um die Schuljahrgänge 5 und 6 erweitert werden. Es wäre 
inakzeptabel, wenn Fünft- und Sechstklässler*innen an niedersächsischen 
Haupt-, Real- und Oberschulen weiterhin Politische Bildung vorenthalten 
würde! 

- Integrationsfächer stellen sowohl fachdidaktisch als auch fachwissenschaftlich 
hohe Anforderungen an die sie unterrichtenden Lehrkräfte. Diese 
Anforderungen müssen sich künftig auch in der v.a. universitären 
Lehrkräftebildung widerspiegeln, die entsprechend integrativ zu gestalten ist. 
Anstelle drei einzelner Lehramtsstudiengänge bedarf es eines integrativ 
gestalteten Lehramtsstudiengangs „Gesellschaftslehre“. Fundament dieses 
Studiengangs muss eine integrative Didaktik der Politischen Bildung sein, die 
dazu qualifiziert, den auf die selbstbestimmte Teilhabe an der demokratischen 
Gesellschaft fokussierten Bildungsauftrag des Faches „Gesellschaftslehre“ zu 
verwirklichen. Solange Politik, Geschichte und Geographie an den drei in den 
Erlassentwürfen genannten Schulformen parallel als Einzelfächer existieren, 
muss dieser Lehramtsstudiengang auch dazu qualifizieren, jedes dieser drei 
Fächer unterrichten zu können.  

- Für ausgebildete Lehrkräfte der Unterrichtsfächer Politik, Geschichte und 
Geographie muss es Fortbildungsangebote geben, um das Fach 
„Gesellschaftslehre“ angemessen unterrichten zu können. 

- Integrationsfächer der Politischen Bildung bedürfen einer angemessenen 
Ausstattung von durchgängig mindestens drei Wochenstunden (wie an der IGS 
für das Fach „Gesellschafslehre“ vorgesehen).  

 
Wir möchten unsere Stellungnahme auch dazu nutzen, ein grundständiges Modul 
„Politischen Bildung“ für alle Lehramtsstudiengänge in Niedersachsen zu fordern. Mit 
dem Diensteid von Lehrkräften ist verbunden, dass diese unabhängig von ihrem 
jeweiligen fachlichen Profil für die demokratische Grundordnung und deren Werte 
einstehen. Auch die Mathematiklehrkraft muss qualifiziert sein, auf dem Pausenhof 
oder im Unterricht menschenfeindlichen Positionen entgegentreten zu können!  
 
 


